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A) Einleitung

I) Zum Thema

Diese Arbeit befasst sich mit einem Vergleich des Rundfunkrechts in Indien und
Deutschland. Das Thema mag zunächst exotisch anmuten und es stellt sich be-
rechtigterweise die Frage, warum ein solcher Vergleich gewinnbringend sein könnte.
Um dies beantworten zu können, sind drei einzelne Aspekte dieser Ausgangsfrage zu
unterscheiden, die jeweils einer gesonderten Begründung bedürfen. Das ist zunächst
die Frage nach dem Sinn und dem Ziel der Rechtsvergleichung im Allgemeinen. Auf
der nächsten Stufe muss dann der Bedeutung einer Rechtsvergleichung im Rund-
funkrecht nachgegangen werden. Und schließlich ist zu begründen, weshalb sich
gerade Indien als Vergleichsobjekt anbietet.          

1.) Rechtsvergleichung

Die Rechtsvergleichung ist trotz langer Tradition ein relativ junger Zweig der
Rechtswissenschaft1. Ihr Ziel besteht zunächst hauptsächlich darin, Kenntnisse
über andere Rechtskulturen zu erlangen und neue Ansätze für die Lösung be-
stehender Fragen in Unterschieden und Gemeinsamkeiten verschiedener Rechts-
ordnungen zu finden2 sowie verschiedene Modelle zur Verhinderung oder Bei-
legung sozialer Konflikte zu erforschen3. Dahinter steht der Gedanke, dass
Rechtswissenschaft nicht zur Landesrechtskunde absinken und die politischen
Grenzen nicht mit den wissenschaftlichen Grenzen gleichsetzen sollte4. Ein
solches Verständnis würde die Rechtswissenschaft in eine Sackgasse führen, da
Problemverständnis und Lösungsansätze immer wieder nur aus der eigenen
nationalen rechtswissenschaftlichen Tradition gewonnen werden könnten. Die
Rechtsvergleichung befördert und stimuliert die unaufhörliche Kritik an der
eigenen Rechtsordnung und trägt durch neue Sichtweisen und alternative
Lösungsansätze wesentlich zur Fortentwicklung des Rechts bei5. 

19

1 Der erste Kongress zur Rechtsvergleichung fand anlässlich der Weltausstellung 1900 in Paris
statt, vgl. H. Kötz / K. Zweigert, Einführung in die Rechtsvergleichung, S. 2. C. M. Schmitthoff
weist darauf hin, dass lediglich Zielsetzung, Methodik und Begründung neu sind, während die
Rechtsvergleichung eine sehr alte Wissenschaft sei, JZ 1978, 495. 

2 Vgl. C. Starck, JZ 1997, 1021 (1023); M. Price/ S. Verhulst, Broadcasting Reform in India, 
S. 78.

3 H. Kötz / K. Zweigert, Einführung in die Rechtsvergleichung, S. 14; J. Kohler, Methode der
Rechtsvergleichung, S. 28.

4 H. Kötz, JZ 2002, 257 (264).
5 H. Kötz / K. Zweigert, Einführung in die Rechtsvergleichung, S. 14.



Daneben dient die Rechtsvergleichung aber auch einem besseren Verständnis
unterschiedlicher sozialer, kultureller, historischer und rechtlicher Zusammenhänge,
welches helfen kann, unreflektierte nationale Vorteile abzubauen und die inter-
nationale Verständigung zu befördern. Die Kenntnis und das Verstehen verschiedener
Rechtsordnungen sind unabdingbare Voraussetzung für die internationale
Zusammenarbeit und die Lösung von Konflikten, die über die Grenzen der eigene
Rechtsordnung hinaus reichen.

Dieser Ansatz gewinnt unter den Vorzeichen der Globalisierung6 zusätzlich an Be-
deutung7. Mit Globalisierung geht eine graduelle Entstaatlichung des Rechts einher8, da
sich globale Phänomene immer häufiger dem nationalstaatlichen Regelungsanspruch
entziehen9, was bis zu einem Verlust demokratischer Selbstbestimmung führen können
soll10. Daraus unmittelbar auf das nahende Ende des Nationalstaates11 zu schließen, ist
wohl etwas zu weit gegriffen12, jedoch führen die mit dem Schlagwort Globalisierung
umschriebenen Entwicklungen und der daraus folgende Bedarf an internationaler Har-
monisierung des Rechts13 in der Folge zu einem erhöhten Bedarf an rechtsvergleichen-
den Untersuchungen, wobei es nicht nur gilt, die Rechtsordnungen an sich, sondern
auch die verschiedenen Konzepte von Recht und Rechtsphilosophie zu vergleichen14.
In den letzten Jahren ist tatsächlich eine Entwicklung zur wechselseitigen Berücksich-
tigung der Rechtsprechung zu beobachten; zumindest findet verstärkt eine Ausein-
andersetzung über Rechtsordnungsgrenzen hinweg statt und es kommt in der Folge in
gewissem Umfang zu einer Angleichung der Maßstäbe15. Dabei geht es nicht darum,
die nationalen Regelungsregimes aufzulösen, vielmehr steht die Kooperation der
Staaten als sinnvolle Antwort auf die Globalisierung16 im Vordergrund. Bei der moder-

20

6 Globalisierung soll hier als Grenzen auflösende Erscheinungsform eines kulturellen,
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandels aufgrund zunehmender Vernetzung
verstanden werden. Vgl. zum Begriff, S. Tempel, Globalisierung, S. 12;  U. Teusch, Was ist
Globalisierung, S. 86.

7 So bereits C. M. Schmitthoff, JZ 1978, 495 (497); vgl. auch: H. Kötz, Alte und neue Aufgaben
der Rechtsvergleichung, S. 261.

8 C. Möllers, Globalisierte Jurisprudenz, S. 59; G. P. Callies, Globale Kommunikation – 
staatenloses Recht, S. 61 f; U. Teusch, Was ist Globalisierung, S. 126.

9 Zum Kontrollverlust des Nationalstaates vgl. M. Albrow, Abschied vom Nationalstaat, S. 106.
10 Vgl. J. Habermas, Die postnationale Konstellation, S. 96 ff; U. Beck setzt dieser These die Idee

der Kosmopolitischen Demokratie entgegen, vgl. ders., What is Globalization?, S. 93.
11 M. Albrow, Abschied vom Nationalstaat, S. 280 ff.
12 So auch S. Tempel, Globalisierung, S. 119 f.
13 Vgl. G. P. Callies, Globale Kommunikation – staatenloses Recht, S. 65.
14 C. Möllers, Globalisierte Jurisprudenz, S. 53; H. Kötz JZ. 2002, 257 (261); C. Starck, JZ 1997,

1021 (1025), M. Price, S. Verhulst, Broadcasting Reform in India, S. 73.
15 C. Walter, Dezentrale Konstitutionalisierung, S. 205 f; siehe auch: S. Tempel, Globalisierung,

S. 101 ff.
16 Vgl. U. Beck; What is Globalization?, S. 130.



nen Rechtsvergleichung kommt es mithin nicht darauf an, lediglich die geschriebenen
Regeln gegenüberzustellen, vielmehr sind auch die dahinter stehende Rechtskultur und
Rechtssoziologie zu berücksichtigen17, wobei die vergleichende Analyse der Menta-
litäten, Traditionen und Vorverständnisse eine entscheidende Position einnimmt18. 

Bei der Rechtsvergleichung wird man nicht ohne Wertungen auskommen19, was
einen vor die Frage stellt, welcher Wertungsrahmen dem Vergleich zugrunde liegt.
Dies ist insbesondere bei einem Vergleich von Bedeutung, der sich gerade im
Hinblick auf Kultur, Gesellschaft, Traditionen, Geschichte etc. so unterschiedlicher
Länder wie Indien und Deutschland widmet. Der wertende Blick wird trotz aller Vor-
sätze immer entscheidend von dem Wertungsrahmen geprägt sein, dem der Wertende
aufgrund seiner Herkunft zwangsweise verhaftet ist. Der Vergleichende kann nicht
als objektiver Beobachter aus dem Nichts heraus auf einer nicht von Assoziationen
geprägten Basis agieren. Dementsprechend kann bei der Rechtsvergleichung als
Ausgangsbasis und Bewertungsmaßstab zunächst nur die Rechtsordnung dienen, die
dem Vergleichenden aufgrund seiner Herkunft und Zugehörigkeit vertraut ist. Dies
impliziert jedoch keine vorweggenommene Wertung im Sinne eines Gut oder
Schlecht, sondern bietet lediglich eine greifbare Handhabung eines Vergleichs durch
Schaffung fixer Bezugspunkte, die gegebenenfalls durch heraus zu arbeitende ge-
meinsame Wertungsgesichtspunkte ergänzt oder ersetzt werden. Ein Vergleich kann
auch dazu dienen, die Grenzsteine des eigenen Wertungsrahmens neu zu justieren.

2.) Rechtsvergleichung im Rundfunkrecht

Das Rundfunkrecht, verstanden als die Summe der Regelungen, die dem Rundfunk
und den damit zusammenhängenden Erscheinungen eine Ordnungsgrundlage geben20,
bietet sich als zu vergleichendes Rechtsgebiet21 insbesondere aus zweierlei Gründen an.
Der erste Grund liegt in einer gewissen Parallelität der Entwicklungen. Der Rundfunk
trat als neue Form der Massenkommunikation weltweit nahezu zeitgleich in Erschei-
nung und war von Beginn an begleitet von ähnlichen Fragestellungen im Bezug auf
Regulierung und Kontrolle. Auch die nachfolgende und die aktuelle Entwicklung, welche
wesentlich durch den technischen Fortschritt geprägt war und ist, zeigt, wenngleich
mitunter zeitlich versetzt, große Parallelen auf22. Neue technische Errungenschaften wie

21

17 H. Kötz, JZ 2002, S. 257 (263).
18 Dies gilt im besonderen Maße für Indien, dessen Rechtssystem sich nicht allein aus der

Geschichte heraus, sondern wesentlich aufgrund sozialer, religiöser und kultureller
Zusammenhänge erklären lässt. So: M. P. Singh, Gespräch vom 01.11.04.

19 Zum Problem der Wertungen bei der Rechtsvergleichung: C. Starck, JZ 1997, S. 1021 (1029).
20 Vgl. G. Hermann, Rundfunkrecht, S. 1.
21 Zum Rundfunkrecht als eigenständiges Rechtsgebiet innerhalb des „Medienrechts“ 

vgl. A. Beater, JZ 2005, 822.
22 Vgl. V. Metze-Mangold, Die Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, S. 4 ff.



Kabeltechnik, Satellitentechnik, Digitalisierung etc. evozieren gleichartige oder zumin-
dest ähnliche Herausforderungen an die verschiedenen Rundfunkordnungen. So bestand
immer dann, wenn das Rundfunkwesen auf eine neue rechtliche Grundlage gestellt
werden musste, ein starkes Interesse, sich darüber zu unterrichten, in welcher Weise
diese Frage außerhalb der eigenen Grenzen gelöst worden ist und welche Erfahrungen
mit den geschaffenen Lösungen gemacht worden sind23, und auch heute werden
Lösungsansätze für die Regulierung im Bereich des Rundfunks vergleichend in anderen
Rechtsordnungen gesucht24. Betrachtet man darüber hinaus die Auswirkungen der
Globalisierung auf den Rundfunk und umgekehrt, wird deutlich, dass wohl nicht mehr
nur von einer Parallelität der Entwicklungen gesprochen werden kann, sondern dass
vielmehr eine Vereinheitlichungstendenz innerhalb der Entwicklungen zu beobachten
ist. Nicht zufällig werden im Zusammenhang mit Globalisierung häufig als erstes Merk-
male der Massenkultur wie Filme, Musik und Fernsehprogramme genannt25. Diese Ent-
wicklung fordert die nationalen Rechtsordnungen auf bisher ungeahnte Weise heraus
und macht Rechtsvergleichung dringlicher denn je. Daher sei es nicht nur weise,
sondern unabdingbar, im Bereich des Rundfunks von anderen Ländern zu lernen26.   

Zweiter Grund für einen Vergleich im Rundfunkrecht ist die Rolle des Rundfunks
in einer demokratischen Gesellschaft, welche auf Pluralismus angewiesen ist, und
die damit einher gehende Bedeutung des Rundfunkrechts. Pluralismus wird als
zentrale normative Leitvorstellung zur massenmedialen Funktionserfüllung in einem
demokratischen politischen Prozess und seine Gewährleistung als oberstes politi-
sches Ziel der Mediensysteme angesehen27. Der Rundfunk als wesentlicher Bestand-
teil des Mediensystems ist aufgrund seiner Massenwirksamkeit in der Lage, ent-
scheidenden Einfluss auf eine pluralistische Gesellschaft auszuüben28, weshalb ihm
weltweit eine zentrale Stellung in einer auf den Meinungsaustausch angewiesen
demokratischen Gesellschaft zuerkannt wird29. In der Folge kommt dem Rundfunk-
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23 So bereits 1953 H. v. Mangoldt, Die rechtliche Ordnung des Rundfunks im Ausland, S. 7.
24 Vgl. z.B.: Gegenüberstellung von Regulierungen im Bezug auf die Konvergenz in: W. Hoffmann-

Riem u.a., Konvergenz und Regulierung, S. 83 ff; Gegenüberstellung der Konzentrationskontrolle
in Frankreich und Deutschland, M. Bullinger, JZ 2002, 264 ff; Gegenüberstellung der Konzentra-
tionskontrolle in den USA und Deutschland, F. Kübler, Konzentrationskontrolle durch Rundfunk-
organisationen?, S. 77 ff; Vergleich der Regulierung des Zugangs zu Kabelnetzen in den USA und
Deutschland, D. Dörr / H. Gersdorf, Zugang zum digitalen Kabel, S. 152 ff; Supreme Court of
India, Cricket Association v. Union of India, AIR 1995 SC 1236, 1257; P. M. Krishna, Mass Media
– Broadcasting Council, S. 49 ff; E. Barendt, Broadcasting Law, S. 1 ff.

25 Vgl. z.B.: J. Habermas, Die postnationale Konstellation, S. 114.
26 M. Price / S. Verhulst, Broadcasting Reform in India, S. 89.
27 D. Uwer, Medienkonzentration und Pluralismussicherung, S. 13.
28 G. Herrmann; Rundfunkrecht, S. 57.
29 Vgl. nur: E. Barendt, Broadcasting Law, S. 1; Supreme Court of India, Cricket Association v.

Union of India, AIR 1995 SC 1236ff, BVerfGE 12, 205 (228); G. Herrmann, Fernsehen und
Hörfunk in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, S.244 ff; J.S. Yadava, Social
effects of Mass Media, S.34; B. Supadhiloke, Public Service Broadcasting in Thailand, S.63 ff.



recht entscheidende Bedeutung im Hinblick auf die Wirkungsweise demokratischer
Strukturen zu, wobei insbesondere die Frage, wie das Verhältnis von staatlicher
Reglementierung und Gewährleistung von Grundfreiheiten in Ausgleich gebracht
werden kann, im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen steht. Auch hier kann ein
Rechtsvergleich möglicherweise Ansätze für eine Lösung mit sich bringen30. Vor
dem Hintergrund anhaltender Debatten über Art und Weise der Ausgestaltung der
Rundfunkordnung in Deutschland und insbesondere auch im Hinblick auf manch
festgefahrene Argumentationsmuster mag aus deutscher Sicht ein Vergleich mit
anderen Rundfunkordnungen zumindest neue Sichtweisen eröffnen, wenn nicht gar
alternative Lösungsvorschläge befördern. Es sei in diesem Zusammenhang vorab
daran erinnert, dass die heutige deutsche Rundfunkordnung unter der Ägide der
Besatzungsmächte in gewisser Weise aus einem Rechtsvergleich geboren wurde.

3.) Indien als Vergleichsland

Es stellt sich als letztes die Frage, was ausgerechnet Indien als Vergleichsland
interessant macht. Unter den bereits genannten Voraussetzungen mag ein Rechtsver-
gleich im Rundfunkrecht mit nahezu jedem Land, das eine auf demokratischen Prin-
zipien basierende Rundfunkordnung hat oder anstrebt, sinnvoll sein31. Indien zeich-
nen darüber hinaus aber folgende Merkmale besonders aus. Zunächst wird Indien
aufgrund der Einwohnerzahl von über einer Milliarde Menschen als größte Demo-
kratie der Welt bezeichnet, was insbesondere die Frage nach den dadurch hervor-
gerufenen besonderen Anforderungen an eine Rundfunkordnung aufkommen lässt.
Geht man vor dem Hintergrund der Globalisierung und der europäischen Integration
davon aus, dass zukünftig in einigen Lebensbereichen wie eben beispielsweise den
Medien und dem Rundfunk Regelungsrahmen notwendig werden, welche die
nationalen Grenzen überschreiten, ist es mehr als sinnvoll, sich mit den Erfahrungen
eines demokratischen Landes dieser Größe auseinanderzusetzen. Neben der reinen
Größe kann das indische Rechtssystem aber auch im Hinblick auf die kulturelle Viel-
gestaltigkeit, die zahlreichen Sprachen, die verschiedenen Religionen, die Ethnien
etc. beispielgebend für künftige Entwicklungen sein.

Indien bietet sich als Vergleichsland aber auch deshalb besonders an, weil auf-
grund des gänzlich anderen kulturellen, gesellschaftlichen, religiösen und rechtlichen
Hintergrunds zu vermuten ist, dass ein Vergleich mit diesem Land Perspektiven und
Lösungsansätze zutage fördert, die ein Vergleich zwischen Ländern ähnlicher Tradi-
tionen nicht aufzuzeigen vermag. Gerade in den zahlreichen Unterschieden der
beiden Länder liegt die Chance einer gewinnbringenden Auseinandersetzung in
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30 So schon 1953: H. v. Mangoldt, Die rechtliche Ordnung des Rundfunks im Ausland, S. 8.
31 Zur Problematik der Auswahl eines Vergleichslandes vgl. auch: M. Price/S. Verhulst,

Broadcasting Reform in India, S. 84.



einem Bereich, dessen technische Rahmenbedingungen einander sehr ähnlich sind.
Allerdings sei hier bereits angemerkt, dass im Rahmen einer Rechtsvergleichung, die
sich auf ein umgrenztes Rechtsgebiet bezieht, sich also zwischen Makro- und Mikro-
vergleichung bewegt, eine das normative und soziale Geflecht als Ganzes beschrei-
bende Untersuchung vorausgehen sollte32, welche allerdings den Rahmen dieser
Arbeit sprengen würde. Daher kann auf diese Aspekte nur insoweit eingegangen
werden, als diese einen näheren Bezug zum Rundfunkrecht aufweisen.  

Als dritter Punkt sei hier genannt, dass Indien längst nicht mehr das armselige
Dritte-Welt-Land ist, als welches es noch heute gerne aus europäischer Perspektive
wahrgenommen wird. Indien hat sich sowohl wirtschaftlich als auch militärisch zu
einer Regionalmacht mit überregionalen Ambitionen entwickelt33. Häufig wird der
Vergleich zum benachbarten China gezogen und in Anbetracht des Wirtschafts-
wachstums der letzten Jahre34 ist dies auch durchaus berechtigt. Dabei wirkt sich ge-
rade im Vergleich zu China für Indien vorteilhaft aus, dass es auf einer gefestigten
Demokratie35 aufbauen kann36, was zwar mitunter zu Verzögerungen bei Entschei-
dungsprozessen führt, letztlich aber eine verlässlichere Basis für eine Zusammen-
arbeit bietet37. Gerade dieser demokratische Aspekt hebt Indien als Vergleichsland für
eine rundfunkrechtliche Untersuchung heraus. Es steht zu erwarten, dass die Ent-
wicklungen gerade in diesem Bereich Ausstrahlungswirkungen auf die Region haben
werden und es insofern sinnvoll ist, sich der Entwicklung in Indien heute zu widmen.  

II) Ziel und Vorgehensweise

1.) Ziele der Arbeit 

Die Ziele der Arbeit korrespondieren mit den im Bezug auf die Rechtsvergleichung
dargestellten Erwartungen und Anforderungen und geben gleichzeitig die Herangehens-
weise in groben Zügen vor. Vom Sinn der Rechtsvergleichung ausgehend, deren Haupt-
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32 Vgl. C. Starck, JZ 1997, S. 1021 (1026).
33 Vgl. J. Buchsteiner, Die Stunde der Asiaten, S. 145 ff; K. Voll, Globale Asiatische Großmacht,

S. 378 ff; A. Pelinka, Demokratie in Indien, S. 254 ff.
34 Vgl. T. Freudenberger, Indiens Föderalismus und Ökonomie im Umbruch, S. 62.
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verdient besondere Beachtung. Vgl. A. Pelinka, Demokratie in Indien, S. 168.
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wieweit Indien auch ein gefestigtes rechtsstaatliches Fundament aufweist. Vgl. dazu: K. Voll,
Globale Asiatische Großmacht, S. 166 ff; V. Mehta, in: The Outlook vom 18.03.2003, S. 23.

37 Vgl. J. Buchsteiner, Die Stunde der Asiaten, S. 151.


